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Bernd Michael Uhl  
*** 
*** 

6F 202/21, 6F 9/22, 6F 2/23, 6F 2/22, etc., 
sowie amtsseitige KV-Sonderbände 

zu Nationalsozialismus,  
Rechtsextremismus, Rassismus 

Amtsgericht Mosbach, Hauptstraße 110 
74821 Mosbach 

01.02.2025 
AUS AKTUELLEN ANLÄSSEN: 

>>> Internationaler Holocaust-Gedenktag 
zum 80. Jahrestag der Befreiung des KZ-Auschwitz 

am 27.01.2025 <<< 
 

>>> Gedenkstunde im Deutschen Bundestag 
für die Opfer des Nationalsozialismus 

am 29.01.2025 <<< 
 

DIENSTAUFSICHTSBESCHWERDE gegen die 
die Mosbacher Amtsrichterin Marina Hess 

wegen intransparenter nicht-nachvollziehbarer Bearbeitungsverweigerung 
von KONKRETEN Eingaben 

zu NS-Verbrechen und NS-Unrecht, 
 Diskriminierung und Rassismus sowie zur AFD 

an den Direktor des Amtsgerichts Mosbach Dr. Lars Niesler, 
Mitglied im Landesarbeitskreis Christlich-Demokratischer Juristen (LACDJ)  

der CDU Baden-Württemberg, 

Antrag auf KONKRETE gerichtliche Prüfung beim Amtsgericht Mosbach 
zu Auszahlungen von Kriegsopferrenten 

an Nazi-Täter*innen und Kriegsverbrecher*innen, SS-Mitglieder und 
Mitglieder von nationalsozialistischen Organisationen,  

ENTGEGEN 
dem Kontrollgesetz des DEUTSCHEN BUNDESTAGES von 1998 

an den Direktor des Amtsgerichts Mosbach Dr. Lars Niesler, 
Mitglied im Landesarbeitskreis Christlich-Demokratischer Juristen (LACDJ)  

der CDU Baden-Württemberg 
 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

Sehr geehrter Herr Amtsgerichtsdirektor Dr. Lars Niesler, 

Eingangs- und Weiterbearbeitungsbestätigung 

Das Amtsgericht Mosbach und sein Direktor Dr. Lars Niesler persönlich (s.u.) werden um 

ordnungsgemäße Eingangsbestätigung, Sachverhaltsbenennung und  

Sachverhaltserläuterung bzgl. der o.g. genannten Dienstaufsichtsbeschwerden und 

 Anträge auf KONKRETE gerichtliche Prüfungen beim Amtsgericht Mosbach bzgl.  

Deutscher Renten an Nazi-Täter*innen und Kriegsverbrecher*innen und 

Mitglieder von nationalsozialistischen Organisationen gebeten. 
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Sachliche und fachliche Zuständigkeit des Amtsgerichts Mosbach 

begründet durch Amtsrichterin Marina Hess: 

Die HIER fallverantwortliche Mosbacher Amtsrichterin Marina Hess unter der Verantwortung 

und Führung des Direktors des Amtsgerichts Mosbach Dr. Lars Niesler (CDU) belegt mit ihrem 

richterlichen Entscheiden und Handeln ihrerseits HIER die amtsseitige sachliche und fachliche 

Zuständigkeit für die juristische Aufarbeitung von Nazi-Kontextualisierungen und Rassismus-

Kontextualisierungen ausgehend von familienrechtlichen Zivilverfahren beim Amtsgericht 

Mosbach, wie folgt … 

Die HIER im o.g. Verfahrenskomplex beim Amtsgericht Mosbach fallverantwortliche Amtsrich-

terin Marina Hess …  

 

… (a =>) … verknüpft selbst HIER HALTBAR AKTENKUNDIG NACHWEISBAR per gerichtli-

cher Verfügung verfahrensinhaltlich und prozessual im anhängigen Verfahrenskomplex amts-

seitig die vom Beschwerdeführer und Anzeigeerstatter beim Amtsgericht Mosbach initiierten 

NS-, Rechtsextremismus- und Rassismus-Verfahren mit den anhängigen Familienrechtsver-

fahren unter 6F 202/21 und 6F 9/22 am 17.08.2022.  

 

… (b =>) … teilt unter 6F 9/22 am 17.08.2022 per gerichtlicher Verfügung mit, dass die unter 

(a =>) eingereichten Beschwerdeführer-Eingaben zu Nationalsozialismus, Rechtsextremis-

mus und Rassismus ihrerseits amtsseitig separiert und getrennt von den Familienrechtsver-

fahren-Akten HIER ABER in sogenannten Sonderbänden beim Amtsgericht Mosbach angelegt 

werden.   

 

… (c =>) … bearbeitet DABEI in ihrem richterlichen Entscheiden und Handeln beim Amtsge-

richt Mosbach mit ihren gerichtlichen Verfügungen unter (a =>) und (b =>) verfahrensinhaltlich 

und prozessual strategisch HIER INSBESONDERE auch KONKRETE Eingaben … bzgl. 

KONKRETER NS-Verbrechen und NS-Unrecht im Neckar-Odenwaldkreis 1933 bis 1945, … 

bzgl. KONKRETER NS-Justizverbrechen und NS-Unrecht der Mosbacher Nazi-Justiz 1933 bis 

1945, … bzgl. deren mangelhafter juristischen Aufarbeitungen seit 1945 durch die Mosbacher 

Nachkriegsjustiz bis heute.  

 

… (d =>) … weist im HIER o.g. anhängigen Verfahrenskomplex seit 2021 erhobene wahrheits-

widrige Rassismus-Unterstellungen in familienrechtlichen Zivilprozessen beim Amtsgericht 

Mosbach ihrerseits amtsseitig NICHT zurück.  

 

… (e =>) … weist im HIER o.g. anhängigen Verfahrenskomplex seit 2021 wahrheitswidrige 

und rechtswidrige aus der Luft gegriffene Nazi-Unterstellungen (vgl. Aktuelle AFD-Nazi-Höcke-

Rechtsprechung) in familienrechtlichen Zivilprozessen beim Amtsgericht Mosbach ihrer-

seits  amtsseitig NICHT zurück, u.a. auch im selbst gerichtlich beauftragten familienpsycholo-

gischen Gutachten vom 07.04.2022 unter 6F 202/21.  

 

… (f =>) … verfügt in ihrem richterlichen Entscheiden und Handeln beim Amtsgericht Mosbach 

auch ENTGEGEN den aktenkundigen Beantragungen KEINE diesbzgl. Unterlassungsauffor-

derungen gegenüber Verfahrensbeteiligten und hält DAMIT amtsseitig ihrerseits diesbzgl. ver-

fahrensinterne als auch außergerichtliche wahrheitswidrige Rassismus- und Nazi-Diskreditie-

rungen und -Diffamierungen unter (d =>)  und (e =>) mit persönlichen und beruflichen Ruf-

schädigungen des o.g. Geschädigten Beschwerdeführers und Anzeigeerstatters aufrecht. 
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… (g =>) … agiert HIER willkürlich und nötigend in ihren Verfahrensführungen und Aussagen 

des Amtsgerichts Mosbach gegenüber dem o.g. Geschädigten Beschwerdeführer. Denn EI-

NERSEITS seien gemäß der HIER fallverantwortlichen Mosbacher Amtsrichterin Marina Hess 

die Beschwerdeführer-Eingaben zu Nationalsozialismus, Rechtsextremismus und Rassismus 

unter (a =>) und (b =>) und (c =>) HIER demnach ANGEBLICH „Verfahrensfremd“ und 

„NICHT-verfahrensrelevant“ in den o.g. anhängigen Familienrechtsverfahren, woraufhin die 

Amtsrichterin Marina Hess diese NS-relevanten Eingaben unter dieser Begründung dann in 

ihrerseits selbst angelegte amtsseitig separierte Sonderbände HIER HALTBAR AKTENKUN-

DIG NACHWEISBAR verschiebt und diese dann unter (b =>) HIER HALTBAR AKTENKUNDIG 

NACHWEISBAR NICHT transparent nachvollziehbar bearbeitet bzw. NICHT transparent zu-

ständigkeitsbezogen weiterleitet. GLEICHZEITIG, UND DIES im Widerspruch zu zuvor darge-

legtem und belegten richterlichen Entscheiden und Handeln, seien gemäß der HIER fallver-

antwortlichen Mosbacher Amtsrichterin Marina Hess diese Beschwerdeführer-Eingaben zu 

Nationalsozialismus, Rechtsextremismus und Rassismus unter (a =>) und (b =>) und (c =>) 

HIER demnach ANGEBLICH JEDOCH AUCH „verfahrenserheblich“ und „verfahrensrelevant“ 

in den o.g. anhängigen Familienrechtsverfahren. UND ZWAR für ihre am 17.08.2022 eigens 

gerichtlich verfügt beauftragte psychiatrische Begutachtung des Beschwerdeführers und An-

zeigeerstatters hinsichtlich einer ihrerseits amtsseitig unterstellten ANGEBLICHEN ABER 

WAHRHEITSWIDIRGEN psychischen Erkrankung und damit einhergehenden eingeschränk-

ten Erziehungsfähigkeit (Vgl. diesbzgl. Gutachten vom 23.08.2023). UND DIES u.a. begründet 

auf seinen unter (a =>) und (b =>) und (c =>) o.g. beim Amtsgericht Mosbach eingereichten 

Beantragungen zu juristischen Aufarbeitungen von KONKRETEN NS-Verbrechen, insbeson-

dere im Neckar-Odenwaldkreis, und deren mangelhaften juristischen Aufarbeitung seit 1945 

durch die Mosbacher Justiz.  

 

… (h =>) … agiert HIER im o.g. Verfahrenskomplex ihrerseits amtsseitig seit 2022 DANN ZU-

DEM im richterlichen Entscheiden und Handeln mit ihrer Bearbeitungsverweigerung, d.h. HIER 

OHNE einzelfallbezogene KONKRETE Eingangsbestätigungen, HIER OHNE Mitteilungen zu 

Weiterbearbeitungen und Zuständigkeitsverweisungen bei KONKRETEN Beweisanträgen des 

Beschwerdeführers und Anzeigeerstatters im genannten Verfahrenskomplex zu seinerseits 

beantragten juristischen Aufarbeitungen beim Amtsgericht Mosbach von nationalsozialistisch-

rechtsextremistisch orientierten, demokratie- und verfassungsfeindlichen, behindertenfeindli-

chen und rassistischen Bestrebungen in und aus der AFD. HIER bzgl. der jeweils AKTENKUN-

DIG NACHWEISBAR KONKRET vorgebrachten und angezeigten AFD-SACHVERHALTE und 

Tatsachengrundlagen. UND DIES WÄHREND ABER das Oberverwaltungsgericht Münster am 

13.05.2024 die Vorinstanz des Verwaltungsgerichts Köln dahingehend bestätigt, dass das 

Bundesamt für Verfassungsschutz (BfV) die AfD als rechtsextremistischen Verdachtsfall wei-

terhin einstufen darf. 

 

Unverhältnismäßige Amtsseitige Verweigerung 

der Mosbacher Amtsrichterin Marina Hess 

unter der Führung und Verantwortung des CDU-nahen Juristen und  

Amtsgerichtsdirektors Dr. Lars Niesler,  

KONKRETE Eingaben zu NS-Verbrechen und NS-Unrecht, 

 zu Diskriminierung und Rassismus sowie zur AFD zu bearbeiten 



 

 4 

Unter Missbrauch seines richterlichen Amtes und ENTGEGEN den öffentlichen Vorgaben und 

Richtlinien des verantwortlichen Direktors des Amtsgericht Mosbach, Dr. Lars Niesler, zu 

Handlungs- und Entscheidungsorientierungsvorgaben in den Öffentlichen NS-INFORMATI-

ONSAUSHANGSTAFELN "150 Jahre unabhängiges Amtsgericht Mosbach" im Amtsgericht 

Mosbach in der eigenen institutionellen NS-Vergangenheitsbewältigung und NS-Öffentlich-

keitsarbeit zu NS-Verbrechen und NS-Unrecht vor 1945 sowie zu deren juristischen Aufarbei-

tungen durch die Mosbacher Justiz nach 1945 verweigert und verbietet HIER der fallverant-

wortliche Spruchkörper als Amtsrichterin Marina Hess seit 2022 beim Amtsgericht Mosbach ... 

(a) SOWOHL die KONKRETE kritische Auseinandersetzung mit NS-Verbrechenskomplexen 

1933 bis 1945, INSBESONDERE im Neckar-Odenwaldkreis, ... (b) ALS AUCH die  KON-

KRETE Auseinandersetzung der heutigen Mosbacher Justiz mit der diesbzgl. mangelhaften 

juristischen Aufarbeitung seit 1945 durch die heutige Mosbacher Justiz selbst. 

BEISPIEL: Nachdem die Amtsrichterin Marina Hess unter der Führung und Verantwortung des 

CDU-nahen Juristen und Amtsgerichtsdirektors Dr. Lars Niesler zuvor auf vier Seiten themati-

siert und protokolliert, wie der Vater sich konstruktiv an der Besprechung und Gestaltung einer 

Regelung des Umgangsrecht beteiligt, führt die Amtsrichterin Marina Hess sodann auf Seite 

Fünf Folgendes in ihrer Protokollierung des gerichtlichen Vermerks unter 6F 9/22 vom 

13.06.2024 aus: 

"Der Vater wird in seinen Einlassungen insoweit eingegrenzt, dass er aufgefordert wird aus-

schließlich auf den Verfahrensgegenstand einer kindeswohldienlichen Umgangsregelung ein-

zugehen und die Themen der Diskriminierung, des Rassismus, der Nichtverfolgung des NS-

Unrechts in der Vergangenheit durch das Familiengericht Mosbach - durch die Vorsitzende - 

nicht erfolgte Umgänge in der Vergangenheit, Polizeieinsatz etc. zu unterlassen. Nachdem der 

Vater nach kurzer Unterbrechung und sodann erfolgenden Wortgefechts zwischen der Bevoll-

mächtigten der Mutter und dem Vater nach der Unterbrechung, erneut von der mangelnden 

Aufarbeitung des NS-Unrechts durch die Vorsitzende, anfängt, entzieht die Vorsitzende dem 

Vater das Wort. Der Vater lässt sich hierdurch nicht beeindrucken und er reagiert auf den Ruf 

zur Ordnung durch die Vorsitzende nicht. Vielmehr nimmt er sein Telefon in die Hand und ruft 

die Polizei an unter Ankündigung Strafanzeige gegen die Vorsitzende zu stellen. Während die 

Vorsitzende diktiert telefoniert der Vater mit der Polizei. Daraufhin wird die Verhandlung been-

det."  

ZUVOR hatte die fallverantwortliche Amtsrichterin Marina Hess BEREITS unter der Führung 

und Verantwortung des CDU-nahen Juristen und Amtsgerichtsdirektors Dr. Lars Niesler bereits 

wie folgt HIER HALTBAR AKTENKUNDIG NACHWEISBAR agiert bzgl. Nationalsozialismus, 

Rechtsextremismus und Rassismus… 

Die Amtsrichterin Marina Hess unter der Führung und Verantwortung des CDU-nahen Juristen 

und Amtsgerichtsdirektors Dr. Lars Niesler teilt im anhängigen Verfahrenskomplex unter 

AMTSGERICHT MOSBACH 6F 9/22 am 17.08.202 schriftlich verfahrensrelevant aktenkundig 

AUSRÜCKLICH mitteilt, dass es ANGEBLICH NICHT Aufgabe eines deutschen Gerichtes sei, 

die NS-Vergangenheit aufzuarbeiten. UND DIES SOLLE INBESONDERE HIER GELTEN im 

KONKRETEN Zuständigkeitsbereich des AMTSGERICHT MOSBACH und der Mosbacher 

Justiz bzgl. NS-Verbrechen und NS-Unrecht, auch bzgl. Nazi-Justiz 1933 bis 1945, u.a. beim 

AG MOS, im Neckar-Odenwaldkreis, sowie bzgl. deren mangelhaften juristische Aufarbeitun-

gen nach 1945 durch die Mosbacher Nachkriegsjustiz selbst. 

Die Amtsrichterin Marina Hess unter der Führung und Verantwortung des CDU-nahen Juristen 

und Amtsgerichtsdirektors Dr. Lars Niesler will dem Beschwerdeführer und Anzeigeerstatter 
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HIER amtsseitig verbieten KONKRETE Eingaben zu NS- und SS-Täter*innen per Fax beim 

Amtsgericht Mosbach einzureichen. Die HIER fallverantwortliche Mosbacher Amtsrichterin 

Marina Hess verweigert HIER HALTBAR AKTENKUNDIG NACHWEISBAR gezielt unter 6F 

9/22 am 17.08.2022 bei den o.g. KONKRETEN NS-Aufarbeitungs-Verfahrensbeantragungen 

des Beschwerdeführers und Nazi-Jägers, die verfahrensrelevante und prozessuale EILBE-

DÜRFTIGKEIT des KONKRET hohen Alters möglicher noch lebender NS-Täter*innen, INS-

BESONDERE auch bzgl. NS-Verbrechen und NS-Unrecht im Neckar-Odenwaldkreis, amts-

seitig beim Amtsgericht Mosbach anzuerkennen und agiert HIER damit ENTGEGEN den öf-

fentlich bekannten laufenden NS-Prozessen des 21. Jahrhunderts auch in 2022, 2023 und 

2024 und 2025. UND DIES HIER u.a. unmittelbar nach und seit der KONKRETEN Eingabe 

des Beschwerdeführers und Nazi-Jägers vom 10.08.2022 mit STRAFANZEIGEN zu 6F 9/22 

gegen Angehörige des Mosbacher SS-Zuges zur Überprüfung einer weiteren Beteiligung an 

der NS-Judenverfolgung und am Holocaust nach der Zerstörung der Synagoge in Mosbach in 

1938. Beispielsweise: Die Verurteilung eines KZ-Wachmannes in 2022 durch das Landgericht 

Neuruppin wegen Beihilfe zum NS-Massenmord. Die Verurteilung einer 97-jährigen KZ-Sek-

retärin in 2022 durch das Landgericht Itzehoe wegen Beihilfe zum NS-Massenmord. Die o.g. 

Verurteilung der mittlerweile 99-jährigen Zivilangestellten KZ-Sekretärin durch den Bundesge-

richtshof am 20.08.2024 wegen Beteiligung am NS-Massenmord. Die Aufhebung der Verhand-

lungsunfähigkeits-Beurteilung eines 100-jahre alten KZ-Wachmannes, Angehöriger des SS-

Wachbataillons, im Beschluss des Oberlandesgerichts Frankfurt auf Grund mehrerer Mängel 

im Sachverständigen-Gutachten. Das Landgericht Hanau muss nun erneut über die Verhand-

lungsfähigkeit des 100-jährigen Mannes entscheiden, der als ehemaliger KZ-Wachmann we-

gen Beihilfe zum Mord angeklagt wurde (OLG, Beschl. v. 22.10.2024, Az.: 7 Ws 169/24).  

Die Amtsrichterin Marina Hess unter der Führung und Verantwortung des CDU-nahen Juristen 

und Amtsgerichtsdirektors Dr. Lars Niesler missachtet die Strafprozessordnung unter § 158 

bei der diesbzgl. gesetzlich geregelten Entgegennahme und Weiterbearbeitung HIER ABER 

HALTBAR AKTENKUNDIG NACHWEISBAR EXPLIZIT in deren Anwendung mit ihrer amtssei-

tigen NICHT-Benennung der o.g. einzeleingabenbezogenen konkreten Sachverhalte zu Nati-

onalsozialismus, Rechtsextremismus und Rassismus, NICHT-Ausstellung der jeweiligen kon-

kreten Eingangsbestätigungen und der NICHT-Mitteilung von jeweiligen konkreten Weiterbe-

arbeitungen bzw. mit Verweigerungen von Mitteilungen offizieller Zuständigkeitsweiterverwei-

sungen in der o.g. jeweiligen konkreten NS-Eingaben-Sache. Die Amtsrichterin Marina Hess 

verweigert HIER EXPLIZIT amtsseitig Eingangs- und Weiterbearbeitungsbestätigungen, 

Sachverhaltsbenennungen und Zuständigkeitsverweisungen bei beantragten NS-Wiederauf-

nahme- und NS-Aufhebungsverfahren, bei beantragten NS-Wiedergutmachungs- und NS-Ent-

schädigungsverfahren, bei beantragten gerichtlichen Prüfungen zu o.g. einzeleingabenbezo-

genen konkreten Sachverhalten. 

Die HIER fallverantwortliche Mosbacher Amtsrichterin Marina Hess erlässt HIER HALTBAR 

AKTENKUNDIG NACHWEISBAR im anhängigen Verfahrenskomplex selbst KEINE amtsseiti-

gen gerichtlichen Verfügungen zum KONKRETEN Aktenvernichtungsstopp bei den Mosba-

cher Justizbehörden … (A) für den Zeitraum 1933 bis 1945 … (B) … für o.g. themen- und 

sachbezogene Prüfungen und Verfahren seit 1945 zu juristischen Aufarbeitungen von NS-Ver-

brechen und NS-Unrecht im Neckar-Odenwaldkreis, d.h. im eigenen Zuständigkeitsbereich. 

Die HIER fallverantwortliche Mosbacher Amtsrichterin Marina Hess erlässt HIER HALTBAR 

AKTENKUNDIG NACHWEISBAR im anhängigen Verfahrenskomplex selbst KEINE amtsseiti-

gen gerichtlichen Verfügungen zum KONKRETEN Aktenvernichtungsstopp der Personalakten 

zur Mosbacher Nazi-Justiz 1933 bis 1945 bei den Mosbacher Justizbehörden sowie für o.g. 
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themen- und sachbezogene Prüfungen und Verfahren zu juristischen Aufarbeitungen von per-

sonellen NS-Funktionseliten-Kontinuitäten von Nazi-Juristen 1933 bis 1945 DANN seit 1945 

im Neckar-Odenwaldkreis, d.h. im eigenen Zuständigkeitsbereich. 

Amtsseitige Verweigerung der Amtsrichterin Marina Hess 

unter der Führung und Verantwortung des CDU-nahen Juristen 

und Amtsgerichtsdirektors Dr. Lars Niesler, 

Eingaben zu NS-SS-Täter*innen sowie zur AFD zu bearbeiten 

Die Amtsrichterin Marina Hess unter der Führung und Verantwortung des CDU-nahen Juristen 

und Amtsgerichtsdirektors, Dr. Lars Niesler, verweigert, verschweigt und unterdrückt HIER 

HALTBAR AKTENKUNDIG NACHWEISBAR im genannten Verfahrenskomplex die KON-

KRETE Eingabe des Beschwerdeführers und Nazi-Jägers vom 10.08.2022 mit STRAFANZEI-

GEN zu 6F 9/22 gegen Angehörige des Mosbacher SS-Zuges zur Überprüfung einer weiteren 

Beteiligung an der NS-Judenverfolgung und am Holocaust nach der Zerstörung der Synagoge 

in Mosbach in 1938 transparent und nachvollziehbar zu bearbeiten. UND ZWAR HIER mit ihrer 

Verweigerung ENTGEGEN § 158 StPO von amtsseitigen ordnungsgemäßen Bestätigungen 

bzgl. NS-SS-Sachverhaltsbenennung des o.g. Strafantrages sowie bzgl. Antrags-Eingang, An-

trags-Weiterbearbeitung und Antrags-Zuständigkeitsverweisung.  

Die Amtsrichterin Marina Hess unter der Führung und Verantwortung des CDU-nahen Juristen 

und Amtsgerichtsdirektors, Dr. Lars Niesler, verweigert, verschweigt und unterdrückt HIER 

HALTBAR AKTENKUNDIG NACHWEISBAR im genannten Verfahrenskomplex die KON-

KRETE Eingabe des Beschwerdeführers, Anzeigeerstatters und Nazi-Jägers vom 30.05.2024, 

u.a., unter 6F 9/22 und 6F 202/21 sowie 6F 2/22 als KV-STRAFANTRAG gegen den Beschul-

digten rechtsextremen Juristen und AFD-Europa-Spitzenkandidat Maximilian Krah wegen Ver-

schweigen, Verleugnen und Verharmlosen von Nazi-Verbrechen als Volksverhetzung mit der 

öffentlichen Relativierung von SS-Verbrechen am 18.05.2024 zu bearbeiten. UND ZWAR 

HIER mit ihrer Verweigerung ENTGEGEN § 158 StPO von amtsseitigen ordnungsgemäßen 

Bestätigungen bzgl. NS-SS-Sachverhaltsbenennung des o.g. Strafantrages sowie bzgl. An-

trags-Eingang, Antrags-Weiterbearbeitung und Antrags-Zuständigkeitsverweisung.  

Die Amtsrichterin Marina Hess unter der Führung und Verantwortung des CDU-nahen Juristen 

und Amtsgerichtsdirektors, Dr. Lars Niesler, verweigert, verschweigt und unterdrückt HIER 

HALTBAR AKTENKUNDIG NACHWEISBAR im genannten Verfahrenskomplex die beantrag-

ten juristischen Aufarbeitungen der mangelhaften juristischen Aufarbeitungen seit 1945 von 

NS-SS-Verbrechen durch die deutsche Nachkriegsjustiz. UND ZWAR DAMIT dadurch dann 

die tatsächliche Nachverfolgung der entsprechenden Strafanzeigenvorgänge zur juristischen 

Aufarbeitung von NS-SS-Verbrechen im deutschen Gerichtsinstanzenweg ausgehend vom 

Amtsgericht Mosbach unter der Führung und Verantwortung des CDU-nahen Juristen und 

Amtsgerichtsdirektors, Dr. Lars Niesler, von Beginn an EXPLIZIT NICHT nachvollziehbar wird. 

UND DIES OBWOHL: … Bundespräsident Gauck in 2013 ebenso wie Bundespräsident Stein-

meier in 2024 BENENNEN EXPLIZIT öffentlich die Sachverhalte der Verbrechen der national-

sozialistischen SS vor 1945 sowie AUCH das Versagen der bundesdeutschen Nachkriegsjus-

tiz bei der juristischen Aufarbeitung von SS-Verbrechen seit 1945 und entschuldigen sich dafür 

öffentlich. 

Während seit Jahrzehnten Renten- Steuermilliarden für Naziverbrecher ausgegeben werden 

...: Die Amtsrichterin Marina Hess unter der Führung und Verantwortung des CDU-nahen Ju-

risten und Amtsgerichtsdirektors, Dr. Lars Niesler, verweigert HIER seit 2022 HALTBAR AK-

TENKUNDIG NACHWEISBAR im genannten Verfahrenskomplex amtsseitig, gerichtliche 
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Prüfungen zu verfügen zu den jahrzehntelangen Deutschen Rentenbezügen für NS-Täter*in-

nen, Kriegsverbrecher*innen und SS-Mitglieder, Mitgliedern von NS-Organisationen im Inland 

und Ausland. UND DIES während ABER die diesbzgl. Gesetzliche Regelung und deren Um-

setzung seit Jahrzehnten beim DEUTSCHEN BUNDESTAGES thematisiert äußerst umstritten 

ist. 

 

Sachliche und fachliche Zuständigkeit des Amtsgerichts Mosbach 

begründet durch Direktor des Amtsgerichts, Dr. Lars Niesler: 

Das zuvor dargelegte und belegte richterliche Entscheiden und Handeln der Mosbacher Amts-

richterin Marina Hess in der BRD-Rechtsprechungspraxis, INSBESONDERE ABER AUCH im 

KONKRETEN Zuständigkeitsbereich des Amtsgericht Mosbach für den Neckar-Odenwald-

kreis in Baden-Württemberg; INSBESONDERE ABER AUCH verfahrensinhaltlich bzgl. Natio-

nalsozialismus, Rechtsextremismus und Rassismus; SOWIE INSBESONDERE ABER AUCH 

bzgl. der in Teilen rechtsextremistischen AFD, solle gemäß den Aussagen des Direktors des 

Amtsgerichts Dr. Lars Niesler unter 6F 202/21 u.a. am 19.11.2024 ANGEBLICH ZUNÄCHST 

als HALTBAR und ORDNUNGSGEMÄSS und EMPFEHLENSWERT amtsgerichtsdirektorlich 

bestätigt gelten. 

Es ergeht hiermit die HIER VORLIEGEND begründete Beantragung einer erneuten dienst-

rechtlichen Überprüfung des HIER dargelegten und AKTENKUNDIG NACHWEISBAR HALT-

BAR belegten Agierens der Mosbacher Amtsrichterin Marina Hess beim Amtsgericht Mosbach. 

HIER INSBESONDERE auf Grund ihrer amtsseitigen Verweigerung einer Anerkennung der 

KONRETEN SACHVERHALTE von NS-Verbrechen und NS-Unrecht, INSBESONDERE 

ABER AUCH im KONKRETEN Zuständigkeitsbereich des Neckar-Odenwaldkreises in Baden-

Württemberg, sowie auf Grund ihrer Verweigerung gerichtlicher Prüfungen beim Amtsgericht 

Mosbach, u.a. mit gerichtlichen Verfügungen, bzgl. der jahrzehntlangen Deutschen Renten-

auszahlungen an Nazi-Täter*innen und Kriegsverbrecher*innen und Mitglieder der nationalso-

zialistischen Organisationen ausgehend vom o.g. beim Amtsgericht Mosbach anhängigen Ver-

fahrenskomplex. 

 

Politische Kontextualisierung des Agierens von Dr. Lars Niesler als Direktor  

des Amtsgerichts Mosbach und als  

Mitglied  im Landesarbeitskreis Christlich-Demokratischer Juristen (LACDJ)  

der CDU Baden-Württemberg 

Vor dem Hintergrund der schwierigen Regierungsbildung mit der rechtspopulistischen und teil-

weise rechtsextremen FPÖ in Österreich, hat der CDU-Kanzlerkandidat und CDU-Parteivor-

sitzende Friedrich Merz während des Bundestagswahlkampfes im Januar 2025 öffentlich mit-

geteilt und bekräftigt, dass die CDU-Brandmauer zur AFD definitiv stehen würde und dass er 

selbst sein Schicksal als CDU-Parteivorsitzender daran knüpfen würde. Österreich sei der „Be-

weis dafür, dass man Rechtspopulisten nicht den Weg in die Macht ebnen darf“, sagte Merz 

in den ARD-„Tagesthemen“ (WELT: 11.01.2025). Er werde nicht zulassen, dass in der CDU die 

„Brandmauer“ zur AfD falle. „Ich knüpfe mein Schicksal als Parteivorsitzender der CDU an 

diese Antwort“, sagte Merz am Rande einer Klausur des CDU-Bundesvorstands in Hamburg. 

„Wir arbeiten nicht mit einer Partei zusammen, die ausländerfeindlich ist, die antisemitisch ist, 

die Rechtsradikale in ihren Reihen, die Kriminelle in ihren Reihen hält – eine Partei, die mit 

Russland liebäugelt und aus der Nato und aus der Europäischen Union austreten will.“  
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Warnungen vor Wahlerfolgen der AfD gibt es seit Langem. Aber am 19.01.2025 holte Friedrich 

Merz ganz weit aus: Der Unions-Kanzlerkandidat warnte nicht nur vor einem Wahlsieg der 

Rechtspopulisten 2029 in Deutschland. "Ich sage es, wie ich es denke: Die nächste Bundes-

tagswahl ist dann 2033. Und einmal 33 reicht für Deutschland", fügte er in Anspielung auf die 

Machtübernahme der Nazis 1933 hinzu (ntv: 22.01.2025).  

 

Eingabe zur gerichtlichen Prüfung beim Amtsgericht Mosbach 

bzgl. der jahrzehntelangen und auch noch heute noch ausgezahlten Kriegsopferrenten 

an NS- Täter*innen und Kriegsverbrecher*innen, 

Mitglieder der nationalsozialistischen SS-Organisation, 

an den Direktor beim Amtsgericht Mosbach Dr. Lars Niesler,  

Mitglied im Landesarbeitskreis Christlich-Demokratischer Juristen (LACDJ) 

der CDU Baden-Württemberg 

Es ergehen HIERMIT DIREKT und PERSÖNLICH an den CDU-nahen Juristen und Amtsge-

richtsdirektor, Dr. Lars Niesler, die Anträge auf gerichtliche Prüfungen zu verfügen zu den jahr-

zehntelangen Deutschen Rentenbezügen für NS-Täter*innen, Kriegsverbrecher*innen und 

SS-Mitglieder, Mitgliedern von NS-Organisationen im Inland und Ausland …: 

… Antrag auf gerichtliche Verfügungen zum KONKRETEN Aktenvernichtungsstopp der Per-

sonalakten beim Landratsamt Mosbach 1933 bis 1945 sowie zu personellen NS-Funktionseli-

ten-Kontinuitäten beim Landratsamt Neckar-Odenwaldkreis seit 1945, d.h. im eigenen Zustän-

digkeitsbereich, zu veranlassen und zu veröffentlichen.  

… Antrag auf gerichtliche Verfügungen durchschnittliche und konkrete Leistungshöhen und 

Leistungsbezüge von steuergeldfinanzierten Renten an NS- Täter*innen und Kriegsverbre-

cher*innen, Mitglieder der nationalsozialistischen SS-Organisation, wie a) SS, b) Waffen-SS, 

c) Polizeibataillone, d) Sicherheitspolizei (Gestapo und Reichskriminalpolizeiamt) 1933 bis 

1945 beim zuständigen Versorgungsamt am Landratsamt Neckar-Odenwaldkreis seit 1945 mit 

den amtsseitigen Überprüfungen der (verdächtigen) Leistungsempfänger sondieren zu lassen 

und vollständig zu veröffentlichen.  

… Antrag auf gerichtliche Verfügungen zu Prüfungen, inwieweit Kriegsopferrenten-Rentenbe-

zieher*innen während der Herrschaft des Nationalsozialismus gegen die Grundsätze der 

Menschlichkeit oder Rechtsstaatlichkeit verstoßen haben und somit beim Landratsamt 

Neckar-Odenwaldkreis deren Leistungen nach dem BVG bzw. SGB XIV zu versagen bzw. zu 

entziehen (§ 1a BVG bzw. § 22 SGB XIV) waren bzw. sind.  

… Antrag auf gerichtliche Verfügungen zur Weitergabe und Prüfung o.g. Informationen und 

Ergebnisse aus dem Neckar-Odenwaldkreis an den Landtag Baden-Württemberg.   

… Antrag auf gerichtliche Verfügungen zur Empfehlung einer weiteren landesweiten Überprü-

fung o.g. Sachverhalte bei den regional zuständigen Versorgungsämtern der Landratsämter in 

Baden-Württemberg an den Landtag Baden-Württemberg zu veranlassen 

BRD-Kriegsopferrenten-Auszahlung an mehr als 8000 Personen 

noch in 2025 mit ca. fünf Prozent Kriegsverbrecher*innen 

Nach Recherchen von stern und der Plattform "Frag den Staat" bekommen mehr als 8000 

Beschädigte eine Kriegsopferrente gemäß dem Bundesversorgungsgesetz. Rund fünf Prozent 

davon sind aus Sicht von Experten Kriegsverbrecher. Die Bundesrepublik Deutschland zahlt 

demnach noch 80 Jahre nach dem Zweiten Weltkrieg Nazi-Tätern Kriegsopferrenten und an-

dere Altersbezüge aus, sogar SS-Männern. Demnach erhielten im Dezember 2023 insgesamt 

7648 Beschädigte im Inland und 657 Beschädigte im Ausland eine Kriegsopferrente nach dem 
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Bundesversorgungsgesetz. Die für die Kriegsopferrenten zuständigen Versorgungsämter be-

stätigen die Zahlungen. Experten wie dem Historiker und NS-Experte Stefan Klemp zufolge 

handelt es sich tatsächlich aber sogar bei rund fünf Prozent aller Empfänger von Opferrenten 

um Kriegsverbrecher. Zahlungen, die den deutschen Staat der Bundesrepublik jährlich mit 

etwa fünf Millionen Euro belasten. Dies geht aus einer Antwort der Bundesregierung (Deut-

scher Bundestag: Drucksache 20/14648 vom 20.01.2025) auf eine Kleine Anfrage der Linken 

(Deutscher Bundestag: Drucksache 20/14382 vom 23.12.2024) (Bundestag Kurzmeldungen 

(hib) Arbeit und Soziales — Kleine Anfrage — hib 8/2025) hervor. Die rechtliche Grundlage für 

diese Zahlungen bildet das 1950 eingeführte Bundesversorgungsgesetz, so ‚Frag den Staat‘ 

(STERN: 23.01.2025) (NTV: 23.01.2025) (MERKUR: 24.01.2025) (WELT: 23.01.2025) (ZEIT: 

23.01.2025) (BR: 23.01.2025) (TAZ: 23.01.2025) (FRAG DEN STAAT: 23.01.2025). 

BRD-Renten-Auszahlung  in 2025 an Angehörige der nationalsozialistischen SS 

Die Bundesrepublik Deutschland zahlt noch 80 Jahre nach dem Zweiten Weltkrieg Nazi-Tätern 

Kriegsopferrenten und andere Altersbezüge aus, sogar SS-Männern. Nach den Recherchen 

erhalten selbst ehemalige Soldaten der Waffen-SS im Ausland eine Kriegsopferrente. Der 

stern erfuhr von mindestens vier eindeutig nachweisbaren Fällen. Die für die Kriegsopferrenten 

zuständigen Versorgungsämter bestätigen offenbar die Zahlungen. Millionen für NS-Täter. Der 

Staat zahlt weiter Renten an ehemalige SS-Soldaten und Nazi-Kollaborateure. Und eine Über-

prüfung der Empfänger von Entschädigungszahlungen schlägt oft fehl, so erhalten laut „Stern“ 

selbst ehemalige Mitglieder der Waffen-SS Opferrenten. Es handele sich bei rund fünf Prozent 

aller Empfänger von Opferrenten um Kriegsverbrecher, sagte Klemp. Nach Einschätzung von 

Experten wie dem Historiker und NS-Experten Stefan Klemp ist dies in Wahrheit nur die Spitze 

des Eisbergs. Dieses Gesetz gewährt ehemaligen Soldaten, die im Dienst verletzt wurden, 

einen Anspruch auf Kriegsopferrente – selbst wenn sie der SS oder der Wehrmacht angehör-

ten. Ein solcher Anspruch gilt auch „für ausländische Kollaborateure, die sich überall in Europa 

freiwillig und aus Überzeugung den Nazis angeschlossen hatten und in eigenen SS-Verbän-

den aktiv waren“, wie das Portal für Informationsfreiheit erklärte. Die für die Kriegsopferrenten 

zuständigen Versorgungsämter bestätigen die Zahlungen. Renten für Kriegsverbrecher: Re-

cherchen decken mehrere belegte Fälle von SS-Zahlungen auf: Ein Bericht von NDR-„Pano-

rama“ aus dem Jahr 2016 kommt zu einem ähnlichen Schluss. Das Simon Wiesenthal Center, 

eine jüdische NGO aus den USA, habe über 70.000 Namen ermittelt, bei denen eine Entzie-

hung der Kriegsopferrente in Betracht gekommen sei. Dennoch sei zu diesem Zeitpunkt ledig-

lich 99 Personen die Kriegsopferrente entzogen worden (ZEIT: 23.01.2025) (WELT: 

23.01.2025) (MERKUR: 24.01.2025) (STERN: 23.01.2025) (BR: 23.01.2025) (NTV: 

23.01.2025) (WELT: 23.01.2025) (TAZ: 23.01.2025) (FRAG DEN STAAT: 23.01.2025). 

Gesetzliche Regelung des DEUTSCHEN BUNDESTAGES zur Überprüfung 

des Kriegsopferrentenbezuges seit 1998 

Historiker und Politiker fordern Konsequenzen. Rechtliche Grundlage für die Zahlungen ist laut 

„Frag den Staat“ das 1950 eingeführte Bundesversorgungsgesetz. Dieses verleihe ehemali-

gen Soldaten, die im Dienst verletzt wurden, Anspruch auf eine Kriegsopferrente – selbst wenn 

sie der SS oder der Wehrmacht angehört hatten. Ein solcher Anspruch gelte auch „für auslän-

dische Kollaborateure, die sich überall in Europa freiwillig und aus Überzeugung den Nazis 

angeschlossen hatten und in eigenen SS-Verbänden aktiv waren“, so das Portal für Informati-

onsfreiheit. Eigentlich sollte damit schon lange Schluss sein. Denn der Bundestag hatte bereits 

1998 beschlossen, dass alle Rentenempfänger überprüft werden sollten. Wer Verbrechen ge-

gen die "Grundsätze der Menschlichkeit" begangen hatte, dem sollte die Rente verwehrt 
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werden. Allerdings gibt es nach wie vor Nazitäter, für die das offenbar nicht gilt. Die für die 

Kriegsopferrenten zuständigen Versorgungsämter bestätigten die Zahlungen. Die Bundesre-

publik Deutschland zahlt somit seit Jahrzehnten jährlich Millionen-Renten an ehemalige NS-

Täter, was zur zunehmenden Kritik am wirkungslosen Kontrollgesetz und an mangelnder Auf-

arbeitung sowie an der finanziellen Belastung Deutschlands führt. Der Historiker und NS-Ex-

perte Stefan Klemp kritisierte dieses Gesetz allerdings als „Feigenblatt“, da es kaum umge-

setzt werde. Zum selben Schluss kommt ein Bericht von NDR-„Panorama“ aus dem Jahr 2016. 

Das Simon Wiesenthal Center, eine in den USA ansässige jüdische NGO, habe über 70.000 

Namen ermittelt, bei denen eine Entziehung der Kriegsopferrente in Betracht gekommen sei. 

Zum damaligen Zeitpunkt war aber lediglich 99 Personen die Kriegsopferrente entzogen wor-

den. Auch der frühere Bundestagsabgeordnete und Vorsitzende der Deutsch-Israelischen Ge-

sellschaft, Volker Beck, sieht in den Renten an Nazi-Täter ein Versagen Deutschlands. „Nie-

mand hat sich ernsthaft dafür interessiert, das zu beenden“, kritisierte er. Deutschland zahlt 

weiter Opferrenten an ehemalige SS-Soldaten. Bis heute zahlt der deutsche Staat Kriegsop-

ferrenten an Versehrte des Zweiten Weltkriegs aus. Neue Recherchen zeigen nun, dass diese 

auch an Naziverbrecher gehen, obwohl ein Gesetz das eigentlich verhindern soll. Eigentlich 

soll ein Gesetz verhindern, dass Nazitäter eine Kriegsopferrente beziehen. 1998 hatte der 

Bundestag beschlossen, alle Rentenempfänger zu überprüfen und Menschen, die Verbrechen 

gegen die »Grundsätze der Menschlichkeit«  begangen hatten, von den Zahlungen auszu-

schließen. Die Bundesregierung wollte die Ausgaben für diese Renten nicht beziffern. Ihr lägen 

keine Informationen hinsichtlich der Empfängerinnen und Empfänger von Renten aus der ge-

setzlichen Rentenversicherung vor (Deutscher Bundestag: Drucksache 20/14648 vom 

20.01.2025), antwortet sie auf die Kleine Anfrage der Linken (Deutscher Bundestag: Drucksa-

che 20/14382 vom 23.12.2024) (Bundestag Kurzmeldungen (hib) Arbeit und Soziales — Kleine 

Anfrage — hib 8/2025). Der Linke-Bundestagsabgeordnete Jan Korte spricht von einer „faulen 

Ausrede“. „Trotz Sonntagsreden und der ständigen Wiederholung der Lüge von der ach so 

großartigen Aufarbeitung der Verbrechen des Nationalsozialismus“ fehle allen Bundesregie-

rungen seit Jahrzehnten der politische Wille, dagegen vorzugehen (MERKUR: 24.01.2025) 

(STERN: 23.01.2025) (ZEIT: 23.01.2025) (NTV: 23.01.2025) (WELT: 23.01.2025) (DER SPIE-

GEL: 23.01.2025) (ZEIT: 23.01.2025) (NTV: 23.01.2025) (TAZ: 23.01.2025) (FRAG DEN 

STAAT: 23.01.2025). 

AKTUELLER Bezug zum internationalen Holocaust-Gedenktag 

Besonders brisant sind die Enthüllungen und Veröffentlichung angesichts des Zeitraums des 

anstehenden Gedenktages. Am Montag (27. Januar) jährt sich die Befreiung des Vernich-

tungslagers Auschwitz-Birkenau zum 80. Mal, dazu reist Bundespräsident Frank-Walter Stein-

meier nach Polen. Die Nazis hatten in dem Lager im besetzten Polen zwischen 1940 und 1945 

etwa eine Million europäische Jüdinnen und Juden sowie Sinti und Roma und weitere Verfolgte 

ermordet. Auch in Deutschland finden zahlreiche Veranstaltungen statt. Während etliche Ho-

locaustüberlebende keinerlei Entschädigung bekamen, zahlt Deutschland bis heute SS-Ange-

hörigen, Wehrmachtssoldaten und NS-Kollaborateuren in ganz Europa zusätzliche Renten. 

Sie gehörten zum Personal der Konzentrationslager, schlossen sich als ausländische Freiwil-

lige der Waffen-SS an oder beteiligten sich an Massakern der Wehrmacht. Und sie profitierten 

finanziell bis zu ihrem Lebensende davon, dass sie auf der Seite der Täter standen. Manche 

von ihnen profitieren noch heute. 80 Jahre  nach Ende des Zweiten Weltkriegs zahlt Deutsch-

land noch immer früheren NS-Soldaten in ganz Europa zusätzliche Renten – darunter auch 

mutmaßliche Kriegsverbrecher. Das Ergebnis zeigt, dass Deutschland noch immer Mitglieder 

der Waffen-SS im Ausland und somit möglicherweise auch mutmaßliche Kriegsverbrecher 



 

 11 

finanziell fördert und die vielbeschworene Aufarbeitung bis heute wenig wert ist. Ein ehemali-

ger KZ-Wärter bezog jahrzehntelang Kriegsopferrente, weil bei ihm nach dem Krieg ein Nie-

renschaden diagnostiziert wurde. Dieser sei entstanden, weil er während seiner 10-tägigen 

Kriegsgefangenschaft auf dem kalten Steinfußboden habe schlafen müssen, argumentierte er. 

Selbst berüchtigte Kriegsverbrecher oder ihre Hinterbliebenen bekamen die Kriegsopferren-

ten. Etwa Heinz Barth, verantwortlich für das Massaker im französischen Oradour, bei dem 

643 Menschen ermordet wurden. Selbst Adolf Hitler hätte womöglich Anspruch auf eine Zu-

satzrente gehabt. Schließlich wurde er bei dem Stauffenberg-Attentat leicht verletzt. Der Ren-

tenanspruch gilt zudem auch für ausländische Kollaborateure, die sich überall in Europa frei-

willig und aus Überzeugung den Nazis angeschlossen hatten und in eigenen SS-Verbänden 

aktiv waren. Die ausländischen SS-Verbände waren in ihren Heimatländern an der Judenver-

folgung und Einsätzen gegen Partisanen beteiligt. Dieses Thema wurde in den 1990er Jahren 

erstmals einer größeren Öffentlichkeit bekannt, als das ARD-Magazin Panorama über Mitglie-

der lettischer SS-Verbände berichtete. Durch ihre Mitgliedschaft in Einheiten, die für Kriegs-

verbrechen verantwortlich waren, bekamen die Männer aus Deutschland monatlich damals 

das siebenfache der ortsüblichen Altersversorgung überwiesen. (MERKUR: 24.01.2025) 

(NTV: 23.01.2025) (WELT: 23.01.2025) (DER SPIEGEL: 23.01.2025). (BR: 23.01.2025) (TAZ: 

23.01.2025) (FRAG DEN STAAT: 23.01.2025). 

Internationale Forderungen 

nach Klärung der Deutschen Opferrenten für 

Nazi-Täter*innen, Kriegsverbrecher*innen und 

Mitglieder der nationalsozialistischen SS-Organisation 

In Bezug auf die Leistungsempfänger von Kriegsopferrenten nach dem BVG in Belgien hat 

sich die Bundesregierung nach Informationen der Fragestellerinnen und Fragesteller bisher 

geweigert, den belgischen Behörden die von diesen an geforderten Informationen zu den 

Empfängern der Leistungsbezüge in Belgien zu übermitteln, obwohl die oben genannte Reso-

lution des belgischen Parlamentes vom 14. März 2019 dies fordert und die belgische Regie-

rung diese Informationen bei den deutschen Amtskolleginnen und Amtskollegen angefordert 

haben. Und obwohl die belgische Regierung eine Liste von 180 möglichen Leistungsempfän-

gern zusammengestellt hat, die noch am Leben sind und in Belgien in der Vergangenheit zu 

einer Aberkennung der bürgerlichen und politischen Rechte verurteilt wurden, weil sie sich der 

Kollaboration schuldig gemacht haben (siehe die Aussage des Ministers Vincent Van Quicke-

borne, S. 45, vom 11.05.2021: www.lachambre.be/doc/CCRI/pdf/55/ic473.pdf), weigern sich 

die deutschen Behörden, diese Listen abzugleichen. Während die belgischen Behörden wei-

terhin auf Informationen zu den Empfängern warten, haben die Niederlande diese Informatio-

nen zu Leistungempfängern in den Niederlanden nach Medienberichten offenbar erhalten. 

Demnach wurde den niederländischen Steuerbehörden im Dezember 2020 eine Liste von 34 

niederländischen Staatsbürgern übergeben, die zwischen 2015 und 2019 von Deutschland 

Kriegsbeschädigtenrenten für ihren Militärdienst unter den Nazis erhielten. Darunter befanden 

sich einige mutmaßliche Kriegsverbrecher und möglicherweise ehemalige Wächter des Ver-

nichtungslagers Auschwitz Birkenau: „Die meisten der Begünstigten sind SS-Veteranen oder 

deren Angehörige, berichtete der niederländische Sender NOS (Deutscher Bundestag: Druck-

sache 20/14382 vom 23.12.2024) (Bundestag Kurzmeldungen (hib) Arbeit und Soziales — 

Kleine Anfrage — hib 8/2025). Dutzende von Niederländern dienten an der Seite von Deut-

schen in Auschwitz“ (vgl. vom 04.02.2021: www.timesofisrael.com/germany-names-dutch-ss-

veterans-who-receive-pensions-for-serving-hitler/) 
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Versagen der Deutschen Nachkriegsjustiz seit 1945 

bei gerichtlichen Überprüfungen der Opferrenten,  

wie HIER wie u.a. beim Amtsgericht Mosbach, 

für Nazi-Täter*innen, Kriegsverbrecher*innen und 

Mitglieder der nationalsozialistischen SS-Organisation 

Versagen Deutschlands kritisiert. Bundesregierung zahlt noch Opferrenten an Nazi-Täter. Ver-

brechern sollte die Rente verwehrt werden. Der Bundestag hatte 1998 beschlossen, dass alle 

Rentenempfänger überprüft werden sollten. Wer Verbrechen gegen die "Grundsätze der 

Menschlichkeit" begangen hatte, dem sollte die Rente verwehrt werden. Klemp kritisierte das 

Gesetz als "Feigenblatt", da es in der Praxis nicht angewandt werde. Auch der frühere Bun-

destagsabgeordnete und Vorsitzende der Deutsch-Israelischen Gesellschaft, Volker Beck, 

sieht in den Renten an Nazi-Täter ein Versagen Deutschlands. "Niemand hat sich ernsthaft 

dafür interessiert, das zu beenden", kritisiert Beck im "Stern". Besonders schockierend sind 

diese üppigen Zahlungen an frühere Nazisoldaten und NS-Kollaborateure angesichts des Um-

gangs mit den Opfern des NS-Regimes. Denn während NS-Täter in ganz Europa ihre Zusatz-

rente nahezu problemlos beantragen konnten und umgehend ausgezahlt bekamen, verwehrte 

der deutsche Staat etlichen Holocaustüberlebenden und anderen Opfern der NS-Ideologie 

jegliche Entschädigung für ihr unfassbares Leid. Eigentlich hatte der deutsche Staat bereits in 

den 1990er Jahren Besserung versprochen. Von der öffentlichen Debatte aufgrund der Pano-

rama-Berichterstattung unter Druck gesetzt, reformierte die Bundesregierung 1998 das Bun-

desversorgungsgesetz. Fortan war es möglich, die Kriegsopferrente zu versagen, wenn je-

mand „gegen die Grundsätze der Menschlichkeit und Rechtsstaatlichkeit verstoßen” hatte. An-

haltspunkte dafür könnten sich insbesondere aus einer freiwilligen Mitgliedschaft in der Waf-

fen-SS ergeben. Tatsächlich brachte diese Novelle jedoch keine nennenswerte Veränderung. 

Das Simon Wiesenthal Center ermittelte damals rund 70.000 Personen, bei denen eine Ent-

ziehung der Opferrente in Betracht kommen könnte. Doch seit Einführung des neuen Passus 

im Gesetz wurden lediglich 99 Tätern die Kriegsopferrente gestrichen, während tausende mut-

maßliche Kriegsverbrecher weiterhin unbehelligt zusätzliches Geld vom deutschen Staat er-

hielten. Manche von ihnen wohl bis heute. Noch immer Geld für SS-Männer im Ausland. Laut 

Berechnungen des stern gibt der deutsche Staat noch immer mehr als fünf Millionen Euro im 

Jahr für Kriegsopferrenten aus. Die Zahlungen gehen auch an rund 650 Kriegsversehrte im 

Ausland. Die Empfänger sind sowohl Deutsche, die jetzt im Ausland leben, aber eben auch 

ausländische NS-Kollaborateure. Die Rentenzahlungen reichen von 164 bis 1055 Euro mo-

natlich und sind steuerfrei. Durchschnittlich erhalten Bezieher 7.000 Euro im Jahr, teils über 

70 Jahre lang. Überträgt man den von Experten geschätzten Prozentanteil mutmaßlicher 

Kriegsverbrecher, hieße das, noch mehr als 30 NS-Täter im Ausland erhalten regelmäßig Zu-

satzzahlungen. Nach unseren Recherchen sind unter den mehreren Hundert Menschen, die 

aktuell im Ausland eine Zusatzrente erhalten, mindestens vier ehemalige Soldaten der Waffen-

SS. Zwei in den Niederlanden, einer in Norwegen, einer in Schweden. Allerdings sind dies nur 

die Fälle, die sich zweifelsfrei belegen lassen. Die tatsächliche Zahl dürfte deutlich höher lie-

gen. Denn nicht jede zuständige Stelle erfasst gleichermaßen, ob ein Kriegsopferrentenemp-

fänger in der SS war. Manche Behörden könnten es wissen, verweisen jedoch schlicht da-

rauf, dass sie keine gesonderte Statistik führen. Dass Täter keine sogenannte "Opferrente" 

beziehen sollten, erscheint nur logisch. Doch bis heute beziehen auch Nazi-Täter Kriegsop-

ferrenten - ein Gesetz, dass es ermöglichte, Nazi-Tätern die Opferrente zu verweigern oder zu 

entziehen, trat erst 1998 aufgrund mehrerer Panorama-Berichte in Kraft. 

Den ersten Beitrag zu diesem Skandal sendete  Panorama 1993, es ging zunächst 

um  Kriegsopferrenten für 128 lettische SS-Legionäre. Darunter befanden sich Männer, die vor 
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den Einsätzen bei der Waffen-SS-Schutzmannschaftsbataillonen der Ordnungspolizei ange-

hört hatten, welche 1941 bis 1943 an Massenerschießungen beteiligt waren. 1997 berich-

tete Panorama dann, dass weltweit viele der noch lebenden Nazi-Verbrecher oder deren An-

gehörige Opferrente beziehen . (NTV: 23.01.2025) (TAZ: 23.01.2025) (FRAG DEN STAAT: 

23.01.2025) (PANORAMA 07.06.2016). 

Antrag auf gerichtliche Prüfung beim Amtsgericht Mosbach 

zu Auszahlungen von Kriegsopferrenten 

an Nazi-Täter*innen und Kriegsverbrecher*innen. 

Mitglieder der nationalsozialistischen SS-Organisation, 

ENTGEGEN 

dem Kontrollgesetz des DEUTSCHEN BUNDESTAGES von 1998 

an den Direktor des Amtsgerichts Mosbach Dr. Lars Niesler, 

Mitglied im Landesarbeitskreis Christlich-Demokratischer Juristen (LACDJ)  

der CDU Baden-Württemberg 

 

WIE ZUVOR DARGELEGT UND BELEGT:  Während seit Jahrzehnten Renten-Steuermilliar-

den für Naziverbrecher ausgegeben werden ...: Die Amtsrichterin Marina Hess unter der Füh-

rung und Verantwortung des CDU-nahen Juristen und Amtsgerichtsdirektors, Dr. Lars Niesler, 

verweigert HIER seit 2022 HALTBAR AKTENKUNDIG NACHWEISBAR im genannten Verfah-

renskomplex amtsseitig, gerichtliche Prüfungen zu verfügen zu den jahrzehntelangen Deut-

schen Rentenbezügen für NS-Täter*innen, Kriegsverbrecher*innen und SS-Mitglieder, Mitglie-

dern von NS-Organisationen im Inland und Ausland; INSBESONDERE im Neckar-Odenwald-

kreis. UND DIES während ABER die diesbzgl. Gesetzliche Regelung seit Jahrzehnten beim 

DEUTSCHEN BUNDESTAGES thematisiert äußerst umstritten ist. 

WIE ZUVOR AUSGEFÜHRT:  Es wird HIER gemäß § 158 StPO um die persönliche um ord-

nungsgemäße Eingangsbestätigung, Sachverhaltsbenennung und Sachverhaltserläuterung 

sowie um die persönliche ordnungsgemäße und sachgerechte Zuständigkeitsverweisung der 

HIER o.g. Dienstaufsichtsbeschwerden und Anträge auf gerichtliche Prüfungen beim Amtsge-

richt Mosbach bzgl. der deutschen Renten für Rentenempfänger im Dienst in NS-Organisatio-

nen wie der SS, der Waffen-SS, den Polizeibataillonen und der Gestapo für den Neckar-Oden-

waldkreis konkret beim Versorgungsamt am Landratsamt Neckar-Odenwaldkreis und in Ba-

den-Württemberg, seitens des Direktors beim Amtsgericht Mosbach Dr. Lars Niesler, Mit-

glied im Landesarbeitskreis Christlich-Demokratischer Juristen (LACDJ) der CDU Ba-

den-Württemberg, gebeten. Es ergeht HIER der Antrag auf gerichtliche Verfügung für einen 

sofortigen Stopp und Entzug der Kriegsopferrente für o.g. Personen im Neckar-Odenwald-

kreis. 

 

 Mit freundlichen Grüßen, Bernd Michael Uhl 

 


